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Anfrage Pfäffli 

 

betreffend  

Aufgaben der Bündner Gemeinden im Zusammenhang mit Massnahmen zur Be-

kämpfung des Coronavirus 

 

Antwort der Regierung  

 

Die Anfrage verweist auf die wichtige Rolle, die die Gemeinden bei der Bekämpfung 

der Pandemie spielten und nach wie vor spielen. Während Bund und Kanton anord-

neten, verblieb der Vollzug bei wichtigen Gesundheitsschutzmassnahmen zumindest 

teilweise bei den Gemeinden. Die Gemeinden waren jedoch nicht nur reine Vollzugs-

organe, sondern hatten im Rahmen der übergeordneten Vorgaben einen Spielraum, 

den sie nach ihren Bedürfnissen ausnützen konnten. Gefordert waren die politischen 

Behörden, aber insbesondere auch die kommunalen Führungsstäbe. Der Kanton hat 

ein grosses Interesse, dass die Gemeinden auch in ausserordentlichen oder beson-

deren Lagen möglichst selbständig und professionell führen können, soweit dies in 

der speziellen Pandemie-Situation, in der rasches und kantonsübergreifendes Han-

deln über den Erfolg von Massnahmen entscheidet, überhaupt möglich ist. Mit der 

Gesetzgebung zum Bevölkerungsschutz wurden im Jahr 2015 die Rollen und die ge-

genseitigen Erwartungen von Kanton und Gemeinden auf eine austarierte, klare 

Grundlage gestellt. Die Regierung gibt zu bedenken, dass die Herausforderungen 

der – nun hoffentlich zu Ende gehenden – Pandemie nicht auf praktischen Erfah-

rungswerten beruhen können. In den vergangenen Jahren wurde auf Initiative des 

Kantons viel in die Ausbildung der Gemeindeführungsstäbe investiert. Dieses zumin-

dest theoretisch angeeignete Wissen und die mancherorts praktischen Einsatzerfah-

rungen im Bereich von Unwetterereignissen kamen den Gemeinden zu Gute. Selbst-

verständlich ist jede Praxiserfahrung zu nutzen, um Verbesserungen anzustreben   

oder Unzulänglichkeiten zu beseitigen, so auch die aktuellen Erfahrungen. Es gilt je-

doch den Grundsatz zu berücksichtigen, dass eine Krise nicht während einer Krise 

evaluiert werden sollte. Dies hat nicht zuletzt mit den stark gebundenen Ressourcen 

sowohl im Kanton wie insbesondere auch in den Gemeinden zu tun. Angesichts der 
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Umstände, dass bislang keine gravierenden Systemmängel entdeckt wurden und 

das AMZ im Zusammenhang mit der Aufarbeitung der ersten Pandemiewelle bereits 

einen Aktionsnachbearbeitungsprozess Covid-19 Graubünden eingeleitet hatte, un-

terstützte die Regierung die Überweisung des Fraktionsauftrages CVP betreffend 

Lehren aus der Covid-Pandemie bereits zu einem solch frühen Zeitpunkt. In diesem 

Nachbearbeitungsprozess wurden auch die Gemeinden befragt (v.a. Gemeindefüh-

rungsstäbe, Gemeindeverwaltungen, Gemeindepräsidien). Die Auswertungen erge-

ben ein umfassendes Bild. Dies vorausgeschickt, beantworten wir Ihre Fragen wie 

folgt: 

 

Zu Frage 1: Die ersten Auswertungen zeigen, dass sich viele Gemeinden stark durch 

die COVID-19-Notlage herausgefordert fühlten. Dies ist auch nicht verwunderlich, 

hatte Graubünden doch in den letzten Jahrzehnten nie eine solch anspruchsvolle 

Lage zu bewältigen. Die Gemeinden haben ihre Aufgaben grösstenteils gut bis sehr 

gut erfüllt, mit Verantwortungsgefühl und Blick für das lokal Wesentliche. Dafür ist 

ihnen Lob und Anerkennung auszusprechen. Die Regierung ist davon überzeugt, 

dass die Gemeindereform der letzten 20 Jahre auch dazu beigetragen hat, dass die 

Gemeinden aus einer Situation der Stärke und der Professionalität heraus agieren 

konnten.    

 

Zu den Fragen 2 und 3: Ein systemischer Handlungsbedarf wurde nicht geortet. Die 

Führungsstruktur und die Zusammenarbeit gemäss Bevölkerungsschutzgesetz hat 

sich auch für die ausserordentliche Lage bestens bewährt. Verbesserungen im Be-

reich der Informations- oder Kollaborationsplattformen sind in Diskussion. Ebenfalls 

werden im Rahmen des oben erwähnten Fraktionsauftrags Überlegungen angestellt, 

wie ausserhalb der ausserordentlichen Lage die Gemeinden vorgängig besser in den 

Entscheidungsprozess des Kantons eingebunden werden könnten. 

 

Zu Frage 4: Das AMZ wird erneut einen Aktionsnachbereitungsprozess Covid-19 

Graubünden durchführen. Sofern sich Handlungsbedarf ergibt, können nach der um-

fassenden Auswertung des gesamten Aktionsnachbereitungsprozesses punktuell 

notwendige Punkte in eine künftige Teilrevision des Bevölkerungsschutzgesetzes 

einfliessen. Einen entsprechenden Auftrag hat der Grosse Rat bereits erteilt.  
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